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Wir wollen die Kernkraft durch erneuerbare Energien er-
setzen. Das macht Sinn. Klar ist auch: Sicherheit hat im-
mer absolute Priorität.

Wenn wir es schaffen, die aus der Laufzeitverlänge-
rung resultierenden Zusatzerlöse zu nutzen,

(Ulrich Kelber [SPD]: Um das Monopol zu ze-
mentieren!)

um sie in die Erforschung erneuerbarer Energien zu ste-
cken, dann können wir den Weg hin zu den erneuerbaren
Energien am Ende noch schneller gehen. Ich glaube, das
macht Sinn. Es ist insgesamt ein vernünftiger Weg.

(Beifall bei der CDU/CSU � Bärbel Höhn
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Mehr Mono-
pole, mehr Preise!)

Ich bringe es auf den Punkt: Der von Ihnen einge-
brachte Antrag, der Anlass der heutigen Debatte im Deut-
schen Bundestag ist, ist reines Wahlkampfgetöse kurz vor
der NRW-Wahl. Mehr ist es nicht. Meine Antwort darauf
ist: Diese Koalition steht für eine nachhaltige Politik, auch
für eine nachhaltige Energiepolitik, die verantwortbar ist.

(Bärbel Höhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Das Gegenteil ist der Fall!)

Das ist unser Grundsatz. Daran werden wir in den nächs-
ten Jahren festhalten.

Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Ulrich Kelber hat das Wort für die Fraktion der SPD.

(Beifall bei der SPD)

Ulrich Kelber (SPD):
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und

Herren! Töpfer, Merkel, Trittin, Gabriel � vier deutsche
Umweltminister in Folge haben sowohl national als auch
international etwas beim Klimaschutz bewegt, und
manchmal durchaus auch gegen Widerstände aus dem
eigenen Kabinett. Nach 190 Tagen, also nach etwas
mehr als einem halben Jahr, ist es gerechtfertigt, eine
Zwischenbilanz der Tätigkeiten des aktuellen Bun-
desumweltministers zu ziehen: Dafür, dass es internatio-
nal schwieriger geworden ist, Fortschritte im Klima-
schutz zu erreichen, trägt der Bundesumweltminister
nicht die Verantwortung. Aber dafür, dass Deutschland
beim Klimaschutz zurückfällt, dass wir von einem inter-
national geschätzten Partner nördlicher und südlicher
Staaten zum unglaubwürdigen und unzuverlässigen
Kantonisten geworden sind, trägt er, der auf den Konfe-
renzen verhandelt hat, alleine die Verantwortung.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Kopenhagen war das Debüt von Norbert Röttgen. Er
hat in der Woche zuvor hier im Bundestag zugelassen,
dass Deutschland zum ersten Mal in der Zeit, in der wir
über Klimaschutz debattieren, die Position eingenom-
men hat, dass die Mittel für den Klimaschutz mit den zu-

gesagten Mitteln für die Armutsbekämpfung zu verrech-
nen sind. Es war doch kein Zufall, dass die Länder des
Südens diesen Zusagebruch der Kanzlerin bemerkt ha-
ben, die noch wenige Monate zuvor etwas anderes ver-
sprochen hatte. Deutschland hat zum ersten Mal in der
Zeit von Klimakonferenzen die Negativauszeichnung
Fossil of the Day bekommen. Ich habe mich an diesem
Tag geschämt. Ich hoffe, dass das nie wieder vorkommt.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Dann kam die Kopenhagen-Konferenz mit all ihren
nicht zufriedenstellenden Ergebnissen. Deutschland hat
auf der Kopenhagen-Konferenz die Zusage gegeben,
jährlich zusätzlich 420 Millionen Euro für den Klima-
schutz vor allem in Projekten mit den Entwicklungslän-
dern bereitzustellen. Der Haushaltsentwurf, den die
schwarz-gelbe Regierung wenige Wochen später in den
Bundestag eingebracht hat, sah zunächst null Euro vor,
also nicht 420 Millionen Euro, sondern null. Es ging nur
um Umetikettierungen von Programmen. Auf Druck der
Opposition wurden dann im Haushaltsausschuss wenigs-
tens 70 Millionen Euro eingestellt, also ein Sechstel der
zugesagten Summe. Mit dieser Hypothek wird Deutsch-
land in die Konferenz in Bonn Ende dieses Monats ge-
hen, Frau Dött. Das ist die eigentliche Konferenz; Sie
haben die Wahlkampfkonferenz �Klimadialog� damit
verwechselt. Die Länder des Südens wissen nun: Die
erste Zusage wurde gebrochen. Dann gab es in Kopenha-
gen eine neue Zusage. Diese wurde wenige Wochen spä-
ter wieder gebrochen. � So werden wir kein Partner sein.
Sie leugnen das bisher im Bundestag. Zum Glück ist der
Bundesumweltminister ehrlicher als die Fraktion. Er hat
in einem Interview gesagt: Jawohl, in den 1,2 Milliarden
Euro sind die 500 Millionen Euro, die wir auf der Bio-
diversitätskonferenz zugesagt haben, schon eingerech-
net. � Das heißt, er gibt zu, dass diese Mittel nicht zu-
sätzlich zur Verfügung gestellt werden.

Dann gab es den Klimadialog auf dem Petersberg.
Das habe ich zuerst gut gefunden; denn das ist die ge-
meinsame Heimat von Norbert Röttgen und mir. Ich
fand auch das dort vorgeschlagene Prinzip gut. Es hat
unsere Unterstützung gehabt. Auch hier hatten Ort und
Zeitpunkt natürlich überhaupt nichts mit dem Wahl-
kampf in Nordrhein-Westfalen zu tun. Das war sicher-
lich reiner Zufall, genauso wie heute, wo über Themen
aus NRW gesprochen wird. Aber wie kann man so
wahnsinnig sein, Umweltminister aus 45 Ländern unter
dem Motto �Jetzt handeln statt nur verhandeln� einzula-
den und gleichzeitig an den drei Konferenztagen wich-
tige Klimaschutzmaßnahmen in Deutschland � zum Teil
rückwirkend � zu stoppen? Das heißt, Menschen, die
sich bei Miniblockheizkraftwerken und Pelletheizungen
auf zugesagte Zuschüsse verlassen haben, erfahren nach-
träglich, dass nun nicht mehr gefördert wird. Dieser Ver-
trauensverlust, der bei den Investitionen ausgelöst wird,
wird noch viele Monate und Jahre nachwirken.

Zu Recht hat das Handwerk Schwarz-Gelb den Kopf
gewaschen. Allein hier sind mehrere Zehntausende Ar-
beitsplätze bedroht. Wenn Sie Mitte des Sommers das
Wärmedämmungsprogramm auslaufen lassen, sind wei-
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tere Arbeitsplätze gefährdet. Auf der Website des Um-
weltministeriums steht, dass das Wärmedämmungspro-
gramm 290 000 Arbeitsplätze sichert. Das bedeutet im
Umkehrschluss: Wenn das Wärmedämmungsprogramm
gestoppt wird, Herr Kauch, dann sind 290 000 Arbeits-
plätze gefährdet. So viel zu Ihrer Propaganda. Man muss
einfach nur nachrechnen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

Die Meldungen über das umweltpolitische Verhalten
Deutschlands mögen durch die Debatte über Griechen-
land verdeckt worden sein. Aber Sie können sicher sein:
Die Unterhändler der anderen Staaten bekommen ganz
genau mit, was wir machen. Wenn wir fordernd auftreten
und von ihnen verlangen, zu handeln, dann wird man uns
die Rechnung präsentieren und darauf verweisen, dass
das umweltpolitische Engagement der Deutschen ab-
nimmt. Herr Gebhart hat gerade gesagt, Deutschland
werde die Energieeffizienz steigern. Auch hier werden
wir genau beobachtet. Das Technologieführerland
Deutschland einigt sich unter Schwarz-Gelb darauf, bei
der Energieeffizienz nicht mehr zu machen, als der Mini-
malkonsens auf europäischer Ebene vorsieht, nämlich
eine Eins-zu-eins-Umsetzung. Das heißt, das Technolo-
gieführerland Deutschland mit seinen Spitzentechnolo-
gien will bei der Energieeffizienz nur so viel machen,
wie sich das ärmste Beitrittsland in der Europäischen
Union leisten möchte. Mehr machen Sie nicht. Wie wol-
len wir damit die Technologieführerschaft auf Märkten
behalten, in die unsere Konkurrenten aus Korea, China,
Japan, Brasilien und den USA Geld stecken und auf de-
nen sie Umweltpolitik vor Ort machen?

In Europa verhandeln bis heute die Beamten der Bun-
desregierung dagegen, ambitionierte Energieeffizienz-
ziele in die neuen europäischen Verträge aufzunehmen.
Deutschland ist doch der Bremser. Sprechen Sie einmal
mit den Delegationen aus anderen Ländern. Die wun-
dern sich darüber, dass die Deutschen, die ihnen früher
immer gesagt haben: �Wir müssen uns hohe Ziele set-
zen, damit wir auch wirtschaftlich weiterkommen�, jetzt
auf einmal dagegen sind und sagen: Wir wollen nichts
Derartiges in die Verträge aufnehmen. � Wir gelten be-
reits als unzuverlässig. Es ist wichtig, dass der Umwelt-
minister beim Klimaschutz allmählich in die Spur
kommt; ansonsten ist er den Schuhen seiner vier Vorgän-
gerinnen und Vorgänger nicht gewachsen.

In einem der Anträge ist die Forderung nach einem
Klimaschutzgesetz enthalten. Deutschland hat in der Tat
lange das Schritttempo vorgegeben. Derzeit leben wir
aber von den früher ergriffenen Maßnahmen. Wir brau-
chen wieder mehr Tempo. Wir brauchen mehr Verläss-
lichkeit. Wir brauchen mehr Planungssicherheit. Vor al-
lem aber brauchen wir verbindliche Zielmarken und klar
definierte Zwischenziele auf dem Weg dorthin. Deshalb
ist die Sozialdemokratie für ein nationales Klima-
schutzgesetz mit klaren Eckpunkten: minus 40 Prozent
Ausstoß von Treibhausgasen bis 2020, minus 80 bis mi-
nus 95 Prozent bis 2050. Das nationale Klimaschutzge-
setz soll Regierung und Parlament zwingen, diese Ziele

immer wieder zu überprüfen und nachzusteuern, wenn
man nicht auf dem richtigen Weg ist. Wir brauchen einen
Anreiz für Forschung und Innovationen.

Wir haben, anders als Linke und Grüne, heute keinen
Antrag zu einem Klimaschutzgesetz eingebracht, weil
wir uns für einen mühsameren, aus meiner Sicht aber
zielführenderen Weg entschieden haben. Bärbel Höhn,
wir haben bereits vor einigen Wochen mit breiter Beteili-
gung von Zivilgesellschaft, Wissenschaft, Verbänden
und Unternehmen eine Initiative gestartet. Wir haben ei-
nen Fragenkatalog zu einem nationalen Klimaschutzge-
setz verschickt und einen superguten Rücklauf � hochin-
teressant. In der nächsten Sitzungswoche haben wir eine
große Anhörung, bei der wir die Anregungen aufnehmen
werden. Danach kommen wir auf Basis dieser breiten
Beteiligung mit einem gesellschaftlich breit unterstütz-
ten Vorschlag hier ins Plenum. Schwarz-Gelb wird sich
wundern, wen man alles auf der Liste der Unterstützerin-
nen und Unterstützer eines nationalen Klimaschutzgeset-
zes wiederfinden wird. Das sind nicht nur die üblichen
Verdächtigen, die bei Ihnen in eine Schublade gehören.
Das sind auch Partner, die Sie als Ihre Klientel ansehen.
Leider nicht ganz so öffentlich wird das Umweltministe-
rium das unterstützen.

Ich finde es schon interessant, dass Sie, Frau Dött, als
umweltpolitische Sprecherin der CDU/CSU-Fraktion sa-
gen: �Mit uns gibt es kein nationales Klimaschutzge-
setz�, während Herr Kauch als Sprecher der FDP sagt:
�Wir werden prüfen� und im Umweltministerium � Frau
Reiche, als Parlamentarische Staatssekretärin können Sie
das wahrscheinlich bestätigen � bereits die Eckpunkte
eines nationalen Klimaschutzgesetzes geprüft werden.
Herr Kauch, ich glaube, Sie müssen mit Ihrem Koali-
tionspartner und Ihrem Minister reden. Aber bitte ein
bisschen ruhiger als vorhin in Ihrer Rede; jeder Psycho-
loge hätte sie als Angstrede interpretiert.

(Lachen bei der FDP)

Es wundert mich allerdings nicht, dass Sie hier NRW-
Wahlkampf machen: 15 Prozent noch bei der Bundes-
tagswahl; heute käme die FDP nach einer Umfrage auf
nur noch 6 Prozent. Das ist schon eine Größenordnung,
die einem Angst machen kann; das gebe ich zu.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Natürlich ist NRW ein Punkt, der heute ansteht, und
zwar wegen der Tatsache, dass das größte Bundesland
der Bundesrepublik Deutschland � als Bonner Abgeord-
neter komme auch ich aus Nordrhein-Westfalen �, wäh-
rend die Kopenhagen-Konferenz lief, auf einmal den
Klimaschutz aus der Landesgesetzgebung gestrichen
hat. Glauben Sie, das hat in Kopenhagen keiner mitbe-
kommen? Nordrhein-Westfalen war unter sozialdemo-
kratischen Regierungen Energieland Nummer eins, und
zwar nicht nur in Sachen Stromproduktion, sondern auch
in Sachen Technologie. Unter Johannes Rau hat Nord-
rhein-Westfalen mit dem REN-Programm als erstes
Bundesland auf erneuerbare Energien gesetzt, das Wup-
pertal-Institut und die Landesenergieagentur gegründet
und mit Unterstützung des Landes gegen die Strompreis-
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aufsicht die kostengerechte Vergütung in Aachen und
Bonn eingeführt; das war der kommunale Vorläufer des
Erneuerbare-Energien-Gesetzes. Jetzt haben wir fünf
Jahre Schwarz-Gelb. Jetzt steht NRW auf Platz zwölf bei
den erneuerbaren Energien; wir waren noch vor wenigen
Jahren auf Platz eins. Wir haben keinen starken Heimat-
markt mehr, weil wir die neuen Windanlagen nicht auf-
stellen dürfen, weil Sie Höhenbeschränkungen einge-
führt haben. Was glauben Sie: Wie lange halten wir
unsere starke Zulieferindustrie in Nordrhein-Westfalen,
wenn es keinen Heimatmarkt mehr gibt? Die werden
ihre neuen Fabriken doch nicht da bauen, wo man ihnen
verbietet, ihre Produkte einzusetzen, sondern sie werden
dahin gehen, wo sie mit offenen Armen empfangen wer-
den.

(Beifall bei der SPD)

Die Laufzeitverlängerung für die Atomkraftwerke,
die Sie anstreben, wird Nordrhein-Westfalen doppelt und
dreifach schaden. Wir haben zwar keine Atomkraft-
werke; aber in Nordrhein-Westfalen wird nicht mehr in-
vestiert, und da auch anderswo nicht investiert wird,
werden die nordrhein-westfälischen Technologien nicht
abgefragt werden. Wenn Sie mir das nicht glauben, bitte
ich Sie, wenigstens den folgenden drei Männern zu glau-
ben: Der Erste ist Herr Dr. Böge, ehemaliger Präsident des
Bundeskartellamts. Gestern hat er auf einem Parlamenta-
rischen Abend vor der Laufzeitverlängerung aus Sicht
Nordrhein-Westfalens und der Stadtwerke gewarnt. Der
Zweite ist Herr Mundt, der aktuelle Präsident des Bundes-
kartellamts. Auch er warnt vor einer Laufzeitverlänge-
rung. Dann haben wir noch Herrn Dr. Heitzer, der bis Ok-
tober Präsident des Bundeskartellamts war; jetzt ist er
beamteter Staatssekretär im Wirtschaftsministerium. Er
warnt ebenfalls vor einer Laufzeitverlängerung. � Wenn
Sie der Opposition nicht glauben, wenn Sie der Wissen-
schaft nicht glauben, wenn Sie den Stadtwerken nicht
glauben und wenn Sie den Vertretern des Bereichs der
erneuerbaren Energien nicht glauben, dann glauben Sie
wenigstens Ihrem eigenen Staatssekretär, dass Ihre Poli-
tik in eine Sackgasse führt.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:

Marco Buschmann hat das Wort für die FDP-Frak-
tion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Marco Buschmann (FDP):
Verehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Kol-

leginnen und Kollegen! Der Kollege Jürgen Trittin hat
gestern nach der Regierungserklärung sehr viel Kritik
geübt. Einer seiner Hauptkritikpunkte war, der Wahl-
kampf in Nordrhein-Westfalen sei hier in Berlin offenbar
wichtiger als die Sache selbst. Mit Blick auf die heutige
Debatte und den Antrag der Grünen kann man nur sagen:
Er hat offenbar seine eigenen Absichten auf andere pro-

jiziert. Ihnen geht es ausschließlich um das Kraftwerk
Datteln 4; Ihr ganzer Antrag ist darauf zugeschnitten.
Das ist allerdings eine landesplanungsrechtliche Frage.
Was Sie hier betreiben, ist der Missbrauch der bundes-
politischen Bühne für den Wahlkampf in Nordrhein-
Westfalen.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Dazu kann man nur einen Satz sagen � er gehört eigent-
lich in Ihr Parteiprogramm �: Mit dem Finger erst auf
andere zeigen und es selber dann noch bunter treiben. �
So machen Sie Politik.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU � Widerspruch beim BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN � Bärbel Höhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Wie bitte? Wo denn?)

In der Sache trifft keine der Begründungen, die wir in
Ihrem Antrag lesen können, zu. Das gilt insbesondere für
das klimapolitische Argument. Denn die christlich-libe-
rale Landesregierung in Nordrhein-Westfalen betreibt
aktiven Klimaschutz.

(Bärbel Höhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Da sind Sie aber falsch gewickelt! Da haben
Sie wohl etwas falsch verstanden! � Ulrich
Kelber [SPD]: Wie bitte? Wovon reden Sie da?
Woher kommen Sie eigentlich?)

Datteln 4 ist Teil eines landesweiten Kraftwerkserneue-
rungsprogramms.

(Ulrich Kelber [SPD]: Das haben die doch
schon längst wieder zurückgenommen! �
Bärbel Höhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Das ist schon längst nicht mehr aktuell!)

Das Ziel dieses Programms lautet wie folgt: Bis 2020
soll der CO2-Ausstoß um 33 Prozent gesenkt werden.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU �
Bärbel Höhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Das ist doch schon lange weg! Sie sind ja gar
nicht mehr auf der Höhe der Zeit!)

Alte Kraftwerke mit hohen Emissionen und niedrigem
Wirkungsgrad sollen vom Netz, und moderne Kraft-
werke mit hohem Wirkungsgrad und niedrigen Emissio-
nen sollen ans Netz.

(Ulrich Kelber [SPD]: Herr Kollege
Buschmann, dieses Programm wurde schon
lange zurückgenommen! Das gibt es nicht
mehr!)

Die alten Dreckschleudern sollen weg. Mit der Politik,
die Sie vorschlagen, erweisen Sie dem Klimaschutz ei-
nen Bärendienst, wenn Sie diese Hightechtechnologie
verhindern.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der
CDU/CSU)

Im Übrigen schaden Sie auch meiner Heimat: nicht
nur Nordrhein-Westfalen, sondern auch der Emscher-
Lippe-Region, wo das Kraftwerk Datteln 4 steht. Wir
brauchen für den Strukturwandel Hightechprojekte,


